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1. Einleitung 

Globalisierung wurde zum Schlagwort, ja mancherorts sogar zum Dämon der 
90er Jahre und muß nicht nur in der tagespolitischen Debatte, sondern auch 
in der Wissenschaft fur vielerlei Entwicklungen als Erklärung herhalten, 
wobei häufig nicht einmal der Versuch unternommen wird, zu defmieren, 
was unter Globalisierung zu verstehen ist. Einerseits wird Globalisierung 
dafür verantwortlich gemacht, daß wir gegenwärtig einen Paradigmenwech­
sel - "vom Wohlfahrtsstaat zum Wettbewerbsstaat" - durchleben (vgl. etwa 
Hirsch 1994; Jessop 1994; Narr und Schubert 1994; Schöni 1994). Auf der 
anderen Seite wird argumentiert, daß die Globalisierung bisher keine gravie­
renden sozialpolitischen Auswirkungen gehabt habe bzw. von einer Demon­
tage des Wohlfahrtsstaates nicht gesprochen werden könne (vgl. etwa 
Esping-Andersen 1996; Garrett und Mitchell 1996; Piers on 1996). Eine dritte 
Strömung argumentiert, daß der Wohlfahrtsstaat gewissermaßen die Vorbe­
dingung für die ökonomische Globalisierung darstellt (vgl. Rogowski 1990; 
Leibfried und Rieger 1995). 

Aufgrund dieser Widersprüchlichkeiten soll im folgenden eine Explora­
tion der mir für eine Analyse des Einflusses von Globalisierungsprozessen 
auf den Wohlfahrtsstaat bedeutsam erscheinenden Aspekte vorgenommen 
werden. Ausgangspunkt dieses Papiers ist eine Definition von Globalisie­
rung, bevor dieser Prozeß in unterschiedlichen historischen und theoretischen 
Kontexten beleuchtet wird. Im nächsten Schritt wird gezeigt, weshalb Globa­
lisierung heute im Zusammenhang mit dem Wohlfahrtsstaat betrachtet wer-
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den muß und warum es sich bei diesem Verhältnis um etwas Neues handelt. 
Im darauf folgenden Kapitel wird der Frage nachgegangen, inwieweit es 
heute so etwas wie eine Globalisierungsfalle gibt und hinsichtlich welcher 
sozialpolitischer Programme sie wohl am ehesten zuschnappen könnte. Ab­
schließend werden Ansätze einer Forschungsstrategie skizziert, die dazu 
beitragen könnte, den Zusammenhang von ökonomischer Globalisierung und 
Wohlfahrtsstaat empirisch zu untersuchen und zu bewerten. 

2. Globalisierung - ein Definitionsversuch 

Globalisierung kann als Prozeß verstanden werden, in dem sich eine Zunah­
me und Intensivierung von Austauschbeziehungen zwischen räumlich ge­
trennten, weit von einander entfernten Orten, Regionen, Staaten, Organisa­
tionen oder Personen vollzieht. Der Begriff Zunahme bezieht sich auf die 
Ausdehnung von Austauschbeziehungen in der räumlichen Dimension, d.h. 
die Knüpfung neuer Austauschbeziehungen zu Lokalitäten rund um den 
Globus. Intensivierung kann als Vertiefung der bestehenden Austauschbezie­
hungen begriffen werden, d.h. das Niveau der Interaktionen bzw. Interde­
pendenzen zwischen Staaten, Gesellschaften etc. wird erhöht (vgl. Held und 
McGrew 1993: 262-3). 

Obgleich Globalisierung während der 1990er Jahre in der tagespoliti­
schen Diskussion in der Regel mit ökonomischer Globalisierung, auf die ich 
im weiteren in ihren historischen und theoretischen Kontexten noch eingehen 
werde, gleichgesetzt wurde, sollte zumindest eingangs unterstrichen werden, 
daß die massenhafte Verbreitung "neuer" Transport- (z.B. das Langstrecken­
flugzeug und das Container-Schiff) und Kommunikationsmittel (z.B. Satellit, 
Telefon, Fax und elektronische Post) selbstverständlich auch die Zunahme 
und Intensivierung der Austauschbeziehungen in nahezu allen anderen sozio­
ökonomischen Bereichen zumindest erleichtert hat und diese entscheidend 
dazu beitragen, die Dimensionen Raum und Zeit - wenn nicht völlig aufzulö­
sen - so doch zu einer stark relativierten Größe zu machen. 

Held identifiziert fiinf Dimensionen der Globalisierung, durch die die 
national staatliche Handlungsfahigkeit eingeschränkt werde (Held 1995: 101-
136, vgl. hierzu auch Scharpf 1991): 
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a) durch die Internationalisierung des Staates (d.h. den Zusammen­
schluß in den verschiedenen multilateralen Organisationen und die 
Übertragung von Verantwortung / Souveränität auf eben diese); 

b) durch die ständige Fortentwicklung inter- bzw. supranationalen 
Rechts; 

c) durch die internationalen Sicherheitsstrukturen; 
d) durch die Weltwirtschaft; und schließlich 
e) durch den Zugang zum globalen Netz der Medien. 

Diese Dimensionen sprengen die Grenzen von Innen- und Außenpolitik, 
ändern den institutionellen, organisatorischen und rechtlichen Rahmen natio­
naler Polities und verdecken die Linien der Verantwortlichkeit der National­
staaten selbst (Held und McGrew 1993: 275) - in letzter Konsequenz kann 
dies dazu führen, daß "der Nationalstaat seine Bedeutung als Zentrum staat­
licher Organisation verliert" (Grande 1993: 52; Hervorhebung im Original). 

Grob gesprochen zerfallen die genannten fünf Dimensionen hinsichtlich 
der nationalstaatlichen Handlungsfähigkeit in zwei cluster: Die Internationa­
lisierung des Staates sowie die Fortentwicklung inter- bzw. supranationalen 
Rechts können zu einer Entsouveränisierung des Nationalstaates führen. 
Souveränität wird in diesem Zusammenhang als die formal rechtmäßige 
Herrschaftsausübung (im Sinne von authority) seitens des Staates innerhalb 
eines bestimmten Territoriums verstanden (Thomson 1995). Hingegen kön­
nen die drei anderen genannten Dimensionen zu einem relativen Autonomie­
verlust führen. Die Autonomie des Staates, definiert als Fähigkeit, ange­
strebte Ziele oder Wertvorstellungen zu verwirklichen, ist um so größer, ,je 
mehr Wertvorstellungen realisiert und je mehr bereits verwirklichte Ziele 
auch gegenüber dem Zwang aus der Umwelt aufrechterhalten werden kön­
nen" (Simonis 1972: 293). Im Falle eines Autonomieverlustes bleibt der 
Nationalstaat zwar formal-rechtlich souverän, hat jedoch Steuerungskapazi­
täten hinsichtlich der Erlangung bestimmter Zielsetzungen einbüßen müssen. 
Da Staaten in der Regel auf jeweils unterschiedliche Weise im System der 
internationalen Beziehungen eingebettet sind, über verschiedene "nationale" 
Wirtschaftsstrukturen verfügen und die spezifischen kulturellen Traditionen 
sowie politischen Institutionen den Einsatz unterschiedlicher Handlungsop­
tionen und Instrumente zur Erreichung bestimmter Ziele mitbestimmen, 
können apriori keine verallgemeinerbaren konkreten Niveaus bestimmter In­
dikatoren festgelegt werden, an denen dann ein Autonomieverlust ablesbar 
wäre. 
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3. Ökonomische Globalisierung in 
historischen und theoretischen Kontexten 

Reflektiert man die vorgeschlagene Defmition von Globalisierung im histori­
schen Kontext, so ist offenkundig, daß es sich bei der Globalisierung keines­
wegs um ein neues weltgesellschaftliches Phänomen handelt. Vielmehr kön­
nen in der Geschichte unterschiedliche Phasen ausgeprägter Globalisierung 
bzw. Globalisierungsschübe festgestellt werden. Hinsichtlich der Internatio­
nalisierung des Staates bzw. der Ausgestaltung internationalen Rechts sei auf 
die Gründung und Entwicklung internationaler Organisationen bereits in der 
zweiten Hälfte des 19. und zu Beginn des 20. Jahrhunderts verwiesen, die 
eng mit der industriellen Revolution verknüpft waren (Murphy 1994). Sozial­
politisch von besonderer Bedeutung war sicherlich die Gründung der Inter­
nationalen Arbeitsorganisation (lLO) zu Beginn des 20. Jahrhunderts; so 
konnte Usui (1994) nachweisen, daß die Aktivitäten der ILO erheblich zur 
Entwicklung der nationalen Wohlfahrtsstaaten beigetragen haben. Allerdings 
wäre es verfehlt, folgt man obiger Definition von Souveränität, in diesem 
Zusammenhang von einer Entsouveränisierung zu sprechen. Obwohl Ansät­
ze einer Entsouveränisierung im Bereich der Sozialpolitik innerhalb der Eu­
ropäischen Union (EU) - primär durch die Rechtsprechung des Europäischen 
Gerichtshofes (EuGH) - erkennbar sind (Leibfried und Pierson 1995),bleibt 
der Nationalstaat formal die zentrale Regelungseinheit im Hinblick auf re­
distributive Sozialpolitik: Schließlich konkurrieren noch immer unterschied­
liche Wohlfahrtsregime miteinander (Leibfried 1992: 251-254).1 Aufgrund 
der geringen Bedeutung der Entsouveränisierung hinsichtlich des Politikfel­

des der redistributiven Sozialpolitik - selbst innerhalb der EU - werde ich 
mich im folgenden auf den möglichen Zusammenhang von ökonomischer 
Globalisierung einerseits und potentiellen Autonomieverlusten nationaler 
Wohlfahrtsstaaten andererseits konzentrieren. 

Betrachtet man ökonomische Globalisierung in ihren historischen und 
theoretischen Kontexten, erscheint es sinnvoll, zunächst auf die von Johann 
Heinrich von Thünen (1966) Anfang des 19. Jahrhunderts im Hinblick auf 
die landwirtschaftliche Entwicklung erarbeitete Theorie unterschiedlicher 
Zonen (die sog. von Thünen'schen Ringe) zu verweisen, die sich kreisförmig 
um ein Zentrum bilden. Nach der heute relativ simpel anmutenden Theorie 
von Thünens hängen das Produkt und die jeweilige Produktionsweise inner­
halb der verschiedenen Zonen von der Entfernung zum jeweiligen Zentrum 
ab. Nach seiner Argumentation wäre es nicht rational, im Zentrum bzw. in 
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den ersten Zonen Waren mit einem geringen Mehrwert zu produzieren oder 
zu verarbeiten, nachdem die dortigen Landwirte mit hohen Bodenpreisen 
konfrontiert wären, die den Gewinn nachhaltig schmälern würden. Mit einer 
Verbesserung der Transportmöglichkeiten nehmen die Austauschbeziehun­
gen zwischen Zentrum und weiter entfernten Gebieten zu und bestimmte 
Produktionsweisen werden daher nach außen verschoben. In der nüchternen 
Sprache heutiger Ökonomen heißt dies, daß sich die kapitalintensiven Pro­
duktionsweisen im Zentrum und die arbeitsintensiven (ehedem landintensi­
ven) Produktionsweisen eher an der Peripherie ansiedeln würden. Somit 
entsteht eine komplexe Arbeitsteilung der unterschiedlichen Lokalitäten und 
Regionen. Im Gegensatz zur kruden world system theory bzw. der Depen­
denztheorie mit ihren statisch anmutenden Kategorisierungen von Zentrum, 
Sem i-Peripherie und Peripherie besagt die Theorie von Thünens jedoch 
nicht, daß die Peripherie keine Chance zur Entwicklung habe; vielmehr kön­
ne es auch dort zu Entwicklung und steigenden Einkommen kommen. 
Schließlich bedeute eine landintensive Produktionsweise nicht notwendiger­
weise auch niedrige Lebensstandards. Sofern sich eine neue "Lokalität" in 
einer Randzone entwickele, könne es zu einer Neustrukturierung der Land­
einteilung und somit zu einer Veränderung der Arbeitsteilung kommen (vgl. 
zu diesem Ansatz zusammenfassend Schwartz 1994: 49-60). 

Nach der Etablierung der modemen Nationalstaaten bildeten jedoch -

Stichwort: Merkantilismus - häufig deren Außengrenzen (Zölle, Einfuhrbe­
schränkungen etc.) außerordentliche Hürden für eine weitere Intensivierung 
der Austauschbeziehungen. Die Begrenztheit der Transport- und Kommuni­
kationsmittel - aber eben auch die Außen grenzen selbst - trugen dazu bei, 
daß der Prozeß der Industrialisierung zunächst innerhalb bestimmter Natio­
nalstaaten, sozusagen im Zentrum, stattfand. Die "Theorie des Spätentwick­
lers", wie sie von Gerschenkron (1962) entwickelt wurde, kann als adäquate 
Ergänzung zu der von von Thünen aufgestellten Theorie herangezogen wer­
den. Er hebt die Bedeutung des Nationalstaates bzw. der in der spezifischen 
Lokalität herrschenden Klassen als entscheidende Faktoren für wirtschaftli­
che Entwicklung hervor. Eine Wissensdiffusion während des 19. Jahrhun­
derts - nach der oben aufgestellten Definition ist diese als Globalisierungs­

phänomen zu verstehen - sowie die Bereitstellung und Bündelung von Kapi­
tal seitens des Staates bzw. der Banken zugunsten zentraler Wirtschaftszwei­
ge trägt dazu bei, daß es "Spätentwicklern" gelingen kann, hinsichtlich des 
Industrialisierungsgrades deutlich aufzuholen und die hervorragende Stellung 
des zu einem früheren Zeitpunkt industrialisierten Staates in der Weltwirt-



78 Jahrbuch ftlr Europa- und Nordamerika-Studien I 

schaftsordnung zumindest in Bedrängnis zu bringen oder gar in Frage zu steI­
len. In diesem Zusammenhang sei auf die Entwicklungen Deutschlands, 
Frankreichs und der USA während der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts, 
Japans nach dem Zweiten Weltkrieg oder eben der Newly Industrialized 
Countries (NIes) in SUdostasien im vergangenen Vierteljahrhundert verwie­
sen. 

Vergleicht man die Argumentationsmuster der jeweils bereits industriali­
sierten Länder vor dieser historischen Folie, so wird offenkundig, daß wir es 
heute nicht mit einem grundsätzlich neuen Phänomen zu tun haben, sondern 
die Welt lediglich "größer" geworden ist; im 19. Jahrhundert war sie noch 
viel euro-fixierter als heute: "Globalization initially meant 'European globa­
lization'" (Held 1995: 60). Ein Unterschied ist jedoch, daß die damaligen und 
etwas späteren "Profiteure", nämlich die Volkswirtschaften der zweiten und 
dritten Generation der Industrialisierung, etwa Deutschland, Frankreich, die 
USA und Japan, die heutigen "Verlierer" der vierten Generation der Indu­
strialisierung zu sein scheinen (vgl. auch Jordan 1996: 124-7). Darüber hin­
aus haben wir es heute offensichtlich weniger mit Markterweiterungs- als 
vielmehr mit Marktverdrängungswettbewerben .zu tun, in denen der Raum 
für die "alten" Industrienationen eng wird aufgrund fehlender technologi­

scher Neuerungen, die Arbeitskräfte in großem Umfang - vergleichbar mit 

der damaligen Rolle der Automobilproduktion - nachfragen. 
Betrachtet man Handel und Kapitalmobilität, die beide seit dem Ende des 

Zweiten Weltkrieges zugenommen haben und in der Regel als zentrale Indi­
katoren für ökonomische Globalisierung herangezogen werden, so wird deut­
lich, daß die jüngste Entwicklung, sofern man eine längere historische Phase 
als Referenzrahmen zugrunde legt, jedenfalls in ihrem Ausmaß sicherlich 
nicht einzigartig ist (vgl. Tabelle I). Marx und Engels erkannten schon sehr 
früh den sich abzeichnenden Trend; im Kommunistischen Manifest schrieben 
sie: 

"Die Burgeoisie hat durch ihre Exploitation des Weltmarkts die Produktion und Konsum­
tion aller Länder kosmopolitisch gestaltet. Sie hat zum großen Bedauern der Reaktionäre 
den nationalen Boden der Industrie unter den Füßen weggezogen. Die uralten nationalen 
Industrien sind vernichtet worden und werden noch täglich vernichtet. Sie werden ver­
drängt durch neue Industrien, deren Einführung eine Lebensfrage fiir alle zivilisierten 
Nationen wird, durch Industrien, die nicht mehr einheimische Rohstoffe, sondern den 
entlegensten Zonen angehörige Rohstoffe verarbeiten und deren Fabrikate nicht nur im 
Lande selbst, sondern in allen Erdteilen zugleich verbraucht werden." (Marx und Engels 
1980 [1848]: 49) 
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Wie aus Tabelle 1 deutlich wird, sank die Importquote der Industriestaaten 
nach dem Ersten Weltkrieg und überschritt erst in den 1970er Jahren das 
Niveau der Vorkriegszeit. Aufgrund dieser Entwicklung kann die Phase von 
1914 bis in die 1970er Jahre sogar als Abweichung von dem durch die indu­
strielle Revolution angestoßenen Trend charakterisiert werden (Schwartz 
1994: 204). Betrachtet man allerdings den Handel während der Nachkriegs­
zeit zwischen den hochindustrialisierten Ländern und den heutigen NICs, so 
wird deutlich, daß sich nicht nur die Quantität, sondern auch die Qualität des 
Handels spätestens seit den 1970er Jahren stark verändert hat. Während der 
weltweite Export zwischen 1970 und 1989 "nur" um etwa 10 Prozent wuchs, 
und die Intensivierung des Handels zwischen den USA und Europa sogar 
unter diesem Wert lag, nahm der Handel der Industriestaaten mit den vier 
'Tigern' (Südkorea, Hongkong, Taiwan, Singapur) überdurchschnittlich zu: 
Der Export dieser Staaten in die Europäische Union stieg im selben Zeitraum 
um 33,4, in die USA um 36,4 und nach Japan um 41,4 Prozent (Wilkinson 
1994: 10). Wesentliches Merkmal dieser Entwicklung ist, daß die NICs rela­
tiv betrachtet immer weniger Rohstoffe und zunehmend mehr Güter der 
verarbeitenden Industrie (vgl. Tabelle 2) ausführen und damit verstärkt in 
den Wettbewerb um Marktsegmente mit den Industriestaaten treten, nachdem 
die Handelsbeziehungen in der Vergangenheit stärker komplementär struktu­
riert waren. Auch in den kommenden Jahren wird sich dieser Trend nach 
Prognosen der OECD (1995a: 21) fortsetzen. 

Tabelle 1: 
Durchschnittliche jährliche Importquoten 1880-1987, 

gemessen am BIP industrialisierter Länder 

Jahre Wert in % Menge in % 
des nominalen BIP des realen BIP 

1880-1900 12,7 12,4 
1901-1913 13,4 13,3 
1921-1929 10,0 13,0 
1930-1938 7,8 12,8 
1948-1958 8,4 10,1 
1959-1972 8,8 15,4 
1973-1987 15,1 21,7 

Anmerkungen: I. Die Definition der Industrieländer umfaßt bis 1960 die Staaten Nordamerikas 
und Westeuropas, in den folgenden Jahren sind ebenfalls Japan, Australien und Neuseeland 
berücksichtigt. 2. Die Import-Menge entspricht dem Import-Wert, deflationiert mittels eines 
Preisindexes rur Importwaren. 
Quelle: McKeown, 1991: 156-158. 
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Tabelle 2: 
Anteil der Güter der Verarbeitenden Industrie am Gesamtexport (in Prozent) 

1965 1970 1975 1980 1985 1989 
Südkorea 59 77 82 90 91 93 

Hongkong 87 93 93 92 92 96 

Taiwan 42 76 81 88 91 92 

Singapur 34 31 43 54 58 73 

Quelle: Wilkinson 1994: 8. 

Unter optimalen außenwirtschaftlichen Bedingungen fUhrt eine Intensivie­
rung der Austauschbeziehungen auf grund der Theorie des komparativen 
Vorteils (Ricardo) zu Wohlfahrtssteigerungen in den jeweils beteiligten 
Staaten (vgl. hierzu u.a. Krugman und Obstfeld 1988: 13 ff.). Hiernach sind 
die beschriebenen Veränderungen der Außenhandelsstrukturen volkswirt­
schaftlich eindeutig positiv zu bewerten. 

Handelsliberalisierung und Globalisierung der Wirtschaft also zum Vor­
teil aller - im Sinne einer Pareto-Optimierung - und die gegenwärtigen Dis­
kussionen über Arbeitsplatzabbau bzw. Gefährdungen in den Industrielän­
dern des Nordens nur eine Rauchkulisse? Obwohl die Theorie des kompara­
tiven Vorteils und die daraus abgeleiteten Forderungen nach Handelsliberali­
sierungen abstrakt sehr plausibel erscheinen, werden häufig die internen 
Anpassungsprozesse von Volkswirtschaften nicht ausreichend berücksichtigt. 
Es wird davon ausgegangen, daß Arbeitsmärkte überaus flexibel auf die 
veränderten terms 0/ trade reagieren. Ebenso unberücksichtigt bleiben in der 
nackten ökonomischen Theorie häufig die institutionellen Rahmenbedingun­
gen, die die Anpassungsanforderungen filtern und in der Regel einen lang­
samen und pfadabhängigen Anpassungsprozeß zur Folge haben (North 
1990). 

Der Handel zwischen den Ländern des Nordens und des Südens fUhrt de 
facto dazu, daß Exporte des Südens Arbeitsplätze für weniger gut qualifi­
zierte Personen2 im industriellen Sektor (Wood 1994) sowie im Bereich der 
produktionsnahen Dienstleistungen der Industriestaaten des Nordens bedro­
hen bzw. vernichten. Auch wenn in den Wirtschaftswissenschaften ein Glau­
benskrieg über das Ausmaß der durch den Handel erzeugten Veränderungen 
auf den Arbeitsmärkten tobt, so negieren auch Kritiker eines aus ihrer Sicht 
überzogenen Globalisierungsargumentes nicht, daß der Handel grundsätzlich 
negative Auswirkungen auf die Arbeitsmärkte in den Industrieländern habe: 
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"It is true that there are new aspects to international trade. Ofthese, the most conspicuous 
and also most controversial is the growth of low-wage manufactured exports. This growth 
almost certainly has had some role in the growth both of unemployment in Europe and of 
wage inequality in the United States. A sober assessment does not, however, support the 
view that NIE [newly industrializing economies] trade is the principal cause ofthese labor 
market problems; nor does it support apocalyptic predictions about the future effects of 
that trade." (Krugman 1995: 361) 

Krugman schätzt, daß der Handel mit den NICs rur etwa 20 Prozent des An­
stiegs der Arbeitslosigkeit in Europa und ungefähr 10 Prozent des Anstiegs 
der Lohnungleichheit in den USA seit den frühen 1970er Jahren verantwort­
lich ist (Krugman 1995: 360, Fn. 26). Das exakte Niveau ist jedoch in diesem 
Zusammenhang nicht von zentraler Bedeutung, vielmehr erscheint es wichtig 
hervorzuheben, daß die Globalisierung zur Segmentierung der nationalen Ar­
beitsmärkte auch in den Industrieländern beiträgt: Auf der einen Seite ent­
steht eine an Bedeutung gewinnende international mobile Elite von "Symbol­
analytikern" (Reich 1991: 177-180) bzw. "Geistesarbeitern" (Drucker 1993: 
19), auf der anderen wächst - auf grund des weltweiten Überangebotes an ge­

ring qualifizierten Arbeitskräften - die Gruppe der national immobilen Un­
terbeschäftigten und/oder Arbeitslosen in den Wohlfahrtsstaaten des Nor­
dens, deren Situation mitunter durch die Zuwanderung von weniger qualifi­
zierten Personen zusätzlich verschärft wird. Anders ausgedrückt: Die sich 
durch die Globalisierung der Wirtschaft ergebenden Chancen auf den Ar­
beitsmärkten der Industrieländer des Nordens werden individuell-internatio­
nalisiert, die Risiken hingegen kollektiv-internalisiert bzw. vernationalstaat­
licht. 3 

Im Hinblick auf die Direktinvestitionen (Foreign Direct Investment, FDI) 
wurde Ende der 1980er Jahr~ als das Ausmaß der Direktinvestitionen 
sprunghaft anstieg (vgl. auch Tabelle 3) nicht einmal das Niveau erreicht, das 
Ende des vergangenen Jahrhunderts erzielt worden war: Im Zeitraum zwi­
schen 1873 und 1914 investierte beispielsweise Großbritannien etwa 5 Pro­
zent seines BIP im Ausland (Schwartz 1994: 153; vgl. auch Maddison 1995: 
61). Im Gegensatz dazu legte Japan, das in der absoluten Höhe während der 
zweiten Hälfte der 80er Jahre wohl investitionsfreudigste Land, im 
"Spitzenjahr" 1987 netto lediglich 0,76 Prozent (net direct investment j1ow) 
seines BIP im Ausland an (OECD 1994: 121). Doch zunehmend wichtiger 
sind im vergangenen Jahrzehnt die Portfolio-Investitionen4 geworden, die 
sich Ende der 80er Jahre auf etwa zwei Drittel der capital outjlows der ruh­
ren den 13 Industrieländer beliefen, während ihr Anteil Ende der 70er Jahre 
noch bei einem Drittel gelegen hatte und die FDI zwei Drittel der outjlows 
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ausgemacht hatten (Frieden 1991: 428; vgl. auch Tab. 3).s Finanzexperten 
gehen davon aus, daß diese Entwicklung auch zu einer verstärkten Volatilität 
der Märkte beigetragen hat (vgl. auch Turner 1991). 

USA: 
PI 
DI 

Japan: 
PI 
DI 

Westeuropa: 
PI 
DI 

USA: 
PI 
DI 

Japan: 
PI 
DI 

Westeuropa: 
PI 
DI 

Tabelle 3: 
Portfolio-(PI) und Direktinvestitionen (DI) 

ausgewählter Industrieländer in Mrd US-Dollar 
(Jahresdurchschnitt) 

1976-80 1981-85 1986-90 1991 1992 1993 

Kapitalabflüsse 

5,3 6,5 13,6 44,7 45,1 120,0 
16,9 7,6 25,3 31,3 41,0 57,9 

3,4 25,0 85,9 74,3 34,4 51,7 
2,3 5,1 32,1 30,7 17,2 13,7 

12,6 32,0 83,1 148,3 164,6 253,0 
17,8 24,3 92,0 107,8 99,6 88,9 

Kapitalzuflüsse 

5,2 29,4 44,7 54,0 66,7 104,9 
9,0 18,6 53,4 26,1 9,9 21,4 

5,1 12,6 26,9 115,3 8,2 -11,1 
0,1 0,3 0,3 1,4 2,7 0,1 

16,1 26,4 100,7 184,8 230,9 426,5 
14,2 14,3 60,6 73,6 72,2 67,0 

1994 

60,6 
58,4 

83,6 
17,9 

88,4 
110,0 

91,5 
60,1 

34,7 
0,9 

49,3 
62,5 

Anmerkungen: Veränderungen der Nettowährungsreserven werden nicht berUcksichtigt. Für 
Westeuropa beinhalten die Zahlen den Kapitalverkehr innerhalb der Region. 
Quelle: Bank filr internationalen Zahlungsausgleich [BIZ] 1995: 140. 

Betrachtet man die verteilungspolitischen Auswirkungen der internationalen 
Kapitalmobilität, so kann festgestellt werden: 

,,[T]he increased financial integration of the advanced industrialized countries streng­
thened cornpetitive pressures on specific industries and contributed to the industrial re­
structuring taking place in thern .... The prinicipal beneficiaries of the broad econornic 
trends of the last two decades have been internationally orientated firms and the financial 
services industries; the principal losers have been nationally based industrial firms." 
(Frieden 1991: 439) 
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D.h., ähnlich wie im Bereich des Handels können die Profite von "heimat­
losen" transnationalen und international tätigen Akteuren realisiert werden, 
wohingegen die Verluste von nationalstaatlich gebundenen Akteuren getra­
gen werden müssen. Die Auswirkungen auf staatliches Handeln können wie 
folgt zusammengefaßt werden: In einem liberalisierten internationalen Sy­
stem des Kapitalverkehrs, das ergänzend zur staatlichen Deregulierung6 einen 
weiteren Schub durch neue Kommunikationsmittel und neue Finanzmarktin­
strumente - v.a. die verschiedenen Derivate - erfahren hat, ist der Staat ge­
zwungen, zunehmend die Veränderungen der regulativen Politiken der 
Nachbarn zu berücksichtigen, da Kapitalbesitzer die Neigung haben, "kapi­
talunfreundliche Regulierungssysteme" zu umgehen (Andrews 1994: 199). 

Die zentralen Akteure der ökonomischen Globalisierung sind transnatio­
nale Unternehmen7, die die unterschiedlichen Bedingungen in den verschie­
denen Regionen mit dem Ziel der Profitsteigerung und der Eröffnung neuer 
Märkte nutzen - die Folge ist eine weitere Ausdifferenzierung der interna­
tionalen Arbeitsteilung. Zu Beginn der 90er Jahre lag die Anzahl dieser Un­
ternehmen bei etwa 37.000 (1970 nur 7.000), die etwa 70 Millionen Personen 
beschäftigen, das sind 20 Prozent der Arbeitnehmer im Nichtagrarsektor der 
OECD-Länder (Sengenberger 1994: 11).8 Zunehmend haben sich im vergan­
genen Jahrzehnt auch transnationale Kooperationsnetzwerke zwischen den 
Konzernen und deren Zulieferindustrie herausgebildet (Narr und Schubert 
1994: 53). 

Wie bereits angedeutet, nimmt die Bedeutung der nationalstaatlichen 
Regulierung im Kampf um Standorte zu. Exemplarisch sei darauf verwiesen, 
daß nach einer empirischen Studie unter US-amerikanischen Unternehmen 
tUr 60 Prozent der befragten Unternehmen die Steuern in dem Zielland und 
tUr 53 Prozent die US-Steuerpolitik "kritische Faktoren" tUr ihre Entschei­
dungen hinsichtlich von Investitionen im Ausland darstellen (Steinrno 1993: 
160). Nach Angaben der United Nations Conference on Trade and Develop­
ment (UNCTAD 1995: 291-298) wird die Tendenz des regime shopping 
durch staatliche Anreize tUr ausländische Investoren verstärkt: Hierbei han­
delt es sich zum einen um sogenannte fiskalische Anreize, d.h. um verschie­
dene Formen der Steuererleichterungen;9 andererseits bieten Staaten zuneh­
mend finanzielle Anreize, in Form von direkten und indirekten Subventio­
nen. Berechnet nach der Anzahl der Beschäftigten im Jahr der Investition 
betrug beispielsweise die staatliche Subvention pro Arbeitnehmer rur das 
Mercedes-Benz-Werk in Tuscaloosa, Alabama (USA) 166.667 US-$ im Jahr 
1993 und tUr das Gemeinschaftswerk von Ford und Volkswagen in Setubal 
(Portugal) sogar 254.451 US-$ im Jahr 1991 (UNCTAD 1995: 297). 
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Für die Bundesrepublik Deutschland kann quantitativ allerdings keine 
überproportionale Verlagerung deutscher Unternehmen in das Ausland bis zu 
Beginn der 90er Jahre nachgewiesen werden; doch gibt es Anzeichen dafilr, 

daß ausländische Direktinvestitionen in Deutschland - in Relation zu den 

Hauptkonkurrenten - zurückgefallen sind und dies auf eine Standortschwä­
che hindeuten könnte (HWWA 1995: 65-71). Allerdings muß es nicht not­
wendigerweise zu einem regime shopping in großem Ausmaß kommen, da 
Staaten "kostenentlastende Anpassungsmaßnahmen" (social devaluation) 
ergreifen könnten (Rhodes 1996: 5), um Unternehmensverlagerungen in 
größerem Stil vorzubeugen. In diesem Zusammenhang sei beispielsweise das 
"Programm filr mehr Wachstum und Beschäftigung" der deutschen Bundes­
regierung erwähnt. Darin heißt es: 

" ... unabhängig vom kurzfristigen Auf und Ab der Konjunktur stehen Wirtschaft und 
Gesellschaft der Bundesrepublik vor der Aufgabe, sich auf die dramatischen Veränderun­
gen im internationalen Wettbewerb einzustellen und - das ist die eigentliche Aufgabe -
den Standort Deutschland rur das 21. Jahrhundert vorzubereiten." (Kohl 1996: 4) 

4. Der Wohlfahrtsstaat in der Globalisierungsfalle? 

Sofern die These richtig ist, daß es Globalisierung bereits in der Vergangen­
heit in bestimmten Ausprägungen gab, stellt sich zunächst einmal die Frage, 
warum man sich gerade heute mit der Thematik Globalisierung und Wohl­
fahrtsstaat auseinander setzen sollte. In diesem Zusammenhang muß hervor­
gehoben werden, daß der modeme Wohlfahrtsstaat erst aus den nationalen 
Vor- und Nachkriegskonsensen1o hervorgegangen ist, nach dem Ende des 
Zweiten Weltkriegs seine breite Institutionalisierung in den Industriestaaten 
erfuhr und somit als implizites Geschöpf des embedded liberalism ll (Ruggie 
1982) betrachtet werden kann. Heute hingegen muß man von einem interna­
tionalen Regime des "subversiven Liberalismus" (Rho des 1994) sprechen, 
mit dem sich der Nationalstaat arrangieren muß. Dieses Regime unterschei­
det sich vom "eingebetteten Liberalismus", der die Zeit vom Zweiten Welt­
krieg bis zu Beginn der 70er Jahre prägte, in seiner Konsequenz dadurch, daß 
der Nationalstaat einen nahezu prohibitiv hohen Preis für notwendige, sozial­
politisch abgefederte wirtschaftspolitische Anpassungsmaßnahmen zahlen 
muß und es offenbar politisch unmöglich ist, auf multilateraler Ebene zu 
ausgleichenden Vereinbarungen zu kommen. Wie Helleiner (1994: 196-198) 
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in seiner empirischen Arbeit nachweisen konnte, stellt sich ein mögliches re­
embedding im Bereich des internationalen Kapitalverkehrs als Problem kol­
lektiven Handelns dar, da kooperative Bemühungen relativ leicht durch das 
Veto eines Staates bzw. einer kleinen Gruppe von Staaten erfolgreich blok­
kiert werden können. Im Gegensatz zum Handel liegt die Schwierigkeit im 
Bereich der Finanztransaktionen nicht darin, die Liberalisierung durch multi­
nationale Vereinbarungen voranzutreiben, als vielmehr die Liberalisierung 
einzuschränken und eine relativ geschlossene Ordnung herzustellen. 

Nachdem der Nationalstaat während des "glücklichen historischen Au­
genblicks" (Habermas 1995), d.h. vom Ende des Zweiten Weltkriegs bis zum 
Beginn der 70er Jahre, relativ autonom hatte handeln können, stellte sich die 
Frage nach dem Einfluß exogener ökonomischer Faktoren hinsichtlich der 
wohlfahrtsstaatlichen Entwicklung nicht. Das Neue liegt also nicht im Prozeß 
der Globalisierung selbst, sondern darin, daß die Wohlfahrtsstaaten seit nun­
mehr zwei Jahrzehnten zum erstenmal in ihrer Geschichte mit dem Prozeß 
einer intensivierten Globalisierung konfrontiert sind. Im 19. Jahrhundert 
übernahm die Auswanderung in vielen Staaten Europas die Funktion eines 
Anpassungspuffers (Kitson und Michie 1995: 12). Des weiteren instrumen­
talisierten die kontinental europäischen Staaten sowie die USA Ende des 19. 
und zu Beginn des 20. Jahrhunderts die Zollpolitik mit der Zielsetzung, die 
internen Anpassungsanforderungen der Volkswirtschaften an die neuen in­
ternationalen Bedingungen abzufedern (vgl. Bairoch 1993: 16-43 sowie 
Gourevitch 1977). Im Jahre 1890 argumentierten beispielsweise Politiker der 
Republikanischen Partei in den Vereinigten Staaten, daß eine Notwendigkeit 
zur Erhöhung der Zölle bestünde, um die Lohnhöhe für die US­
amerikanischen Arbeiter abzusichern (Bairoch 1993: 36). 

Obwohl man sich nach dem Zweiten Weltkrieg aufgrund der Erfahrun­
gen mit der protektionistischen Politik der 1930er Jahre grundsätzlich einer 
liberalen Handelspolitik verschrieben hatte und bestrebt war, die Zölle zu 
senken, sah das Allgemeine Zoll- und Handelsabkommen (GATT) eine Rei­
he von Ausnahmen vor, die es dem Nationalstaat erlaubten, gewissermaßen 
durch die Gewährung einer zeitlich begrenzten Verschnaufpause die notwen­
digen Anpassungsmaßnahmen vorzunehmen; des weiteren wurde der land­
wirtschaftliche Sektor vollkommen aus der Vereinbarung ausgeklammert 
(Schwartz 1994: 282ff.). Ferner erlaubten es die Vereinbarungen des Inter­
nationalen Währungsfonds (IMF) den Nationalstaaten, den Kapitalverkehr zu 
kontrollieren; diese Vorkehrung basierte u.a. auf der Annahme, daß ein libe­
ralisiertes internationales Finanzsystem - zumindest kurzfristig - nicht kom­
patibel mit einem System fester Wechselkurse und einer liberalen Han-
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deisordnung sei (Helleiner 1994: 50). Schließlich kam es im Laufe der Jahre 
zu einer Ausweitung des Handels, wobei die stark reglementierte Währungs­
und Finanzpolitik zunächst eine zentrale Rolle zur Abfederung der notwen­
digen Anpassung einnahm, indem sie den nationalen Wohlfahrtsstaaten den 
Raum und die Zeit gewährte, die volkswirtschaftlichen Anpassungsmaßnah­
men "sanft" zu implementieren (Goodman und Pauly 1993: 79). John May­
nard Keynes, einer der wichtigsten Architekten von Bretton Woods, hatte 
bereits zu Beginn der 40er Jahre explizit die Bedeutung der Kapitalverkehrs­
kontrollen hervorgehoben: 

"In my view, the whole management ofthe domestic economy depends upon being free to 
have the appropriate rate of interest without reference to the rates prevailing elsewhere in 
the world. Capital control is a corollary to this." (zit. n. Helleiner 1994: 34) 

In der sozialpolitischen Forschung wurde die Thematik möglicher exogener 
Einflußfaktoren erst zu Beginn der 90er Jahre aufgegriffen (vgl. Meyers 
1992),12 obwohl die politische Ökonomie die Thematik von "Keynes at 
home" und "Smith abroad" (Gilpin 1987: 363) bereits zu einem früheren 
Zeitpunkt thematisiert hatte. In einem Kommentar zum Ende der 20er Jahre 
Aufsehen erregenden Vortrag von Goetz Briefs mit dem Titel "Der wirt­
schaftliche Wert der Sozialpolitik" hieß es: 

,,[S]olange die heutigen Verhältnisse bestehen, kommen wir nicht heraus aus jenem Zu­
stand der Kapitalflucht, die alle Sozialpolitik aus dem Sattel hebt. Dagegen ist kein Kraut 
gewachsen. Sie mögen die schönsten Schiedssprüche machen, die Arbeitslosenversiche­
rung bis zum letzten ausbauen, sobald Sie mit der Kapitalflucht der deutschen Wirtschaft 
das Rückgrat brechen, ist die Sozialpolitik geliefert, denn wir sind kein reiches Land, das 
sich den Luxus einer Sozialpolitik auf Kosten der Wirtschaft gestatten kann." (Schulze­
Gaevemitz 1930: 177) 

Im Rahmen der staatlichen Maßnahmen zur Liberalisierung des Kapitalver­
kehrs während der vergangenen zwei Jahrzehnte dachte offenbar niemand an 
die entscheidende Voraussetzung und die von den Architekten des Systems 
von Bretton Woods hervorgehobene Notwendigkeit, den Kapitalverkehr zu 
kontrollieren, um den Wohlfahrtsstaat aktiv gestalten zu können. Wie gezeigt 
wurde, stieg der internationale Kapitalverkehr besonders seit der zweiten 
Hälfte der 80er Jahre rasant an. Schätzungen gehen davon aus, daß zu Beginn 
der 90er Jahre die Hälfte des Geldvermögens der industrialisierten Welt ent­
weder in lax havens residiere oder sie zumindest durchlaufe (vgl. Barnet und 
Cavanagh 1994: 389). 

Auch blieben die wissenschaftlichen Diskussionen um den wirtschaftli­
chen Wert der Sozialpolitik während der Nachkriegszeit vornehmlich dem 
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nationalstaatlichen Kontext verhaftet (vgl. etwa Vobruba 1989). Die Veren­
gung des Blickwinkels auf innenpolitische Determinanten war jedoch nicht 
nur auf die Analyse der Sozialpolitik begrenzt, sondern umfaßte einen breiten 
Kreis der mainstream-Sozialwissenschaften (vgl. z.B. Evans u.a. 1985). In 
Abkehrung von diesem Forschungsparadigma haben Held und McGrew 
(1993: 282) folgende grundsätzlich auch auf die Analyse von Wohlfahrts­
staaten zutreffende These aufgestellt: 

"Simply stated, there cannot be an account of the liberal democratic state any longer 
without an examination of the global system and there cannot be an examination of the 
global system without an account ofthe liberal democratic state." 

In Anlehnung an die funktionalistische Theorie von Wilensky (1975) - die 
Industrialisierung bzw. Modernisierung reicher Nationen führe zur Einfüh­
rung von Sozialversicherungssystemen unabhängig von den spezifischen 
Ausprägungen der jeweiligen politischen und ökonomischen Systeme - gilt 
es heute somit, die Frage zu beantworten, ob die Globalisierung zu ähnlichen 
Veränderungen des nationalstaatlich fundierten Wohlfahrtsstaates, unabhän­
gig vom jeweiligen politischen System, führt. 

Im folgenden werde ich nun versuchen, die sich auf theoretischer Ebene 
für Wohlfahrtsstaaten auf grund der Globalisierung potentiell ergebenden 
strukturellen Dilemmata herauszuarbeiten. Obwohl einerseits der Wohl­
fahrtsstaat als politische Vorbedingung für den gegenwärtig festzustellenden 
Globalisierungsschub, d.h. genauer die Liberalisierung des Handels durch die 
Nationalstaaten, gewertet werden könnte l3 , werden andererseits die Grund­
voraussetzungen für die modernen Wohlfahrtsstaaten in den Industrieländern 
des Nordens, d.h. Vollbeschäftigung (bzw. ein relativ hohes Beschäftigungs­
niveau) auf der Grundlage des "Normalarbeitsverhältnisses" und Steuerauto­
nomie des Nationalstaates, durch den Prozeß der Globalisierung seit zwei 
Jahrzehnten zunehmend aufgeweicht. 

1. Wie bereits erwähnt wurde, trägt die Globalisierung zumindest zu einer 
Segmentierung der Arbeitsmärkte bei, wobei die spezifische soziale Exklusi­
on in verschiedenen Ländern unterschiedliche Formen annehmen kann (vgl. 
auch Walters 1996: 199-203). Beispielsweise stieg in den vergangenen zwei 
Jahrzehnten, also mehr oder weniger zeitgleich mit dem gegenwärtigen Glo­
balisierungsschub, in der Bundesrepublik Deutschland das Ausmaß der Ar­
beitslosigkeit und Langzeitarbeitslosigkeit. Primär betroffen von diesem 
Phänomen sind gering qualifizierte Arbeitnehmer. Für jene gering qualifi­
zierten Arbeitnehmer, die in einem Beschäftigungsverhältnis standen, redu-
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zierte sich allerdings die Lohndifferenz zu den Besserverdienenden. Im Ge­
gensatz dazu nahm in den USA der Anteil der working poor, d.h. jener Haus­
halte, die trotz Erwerbsarbeit der Armut nicht entkommen konnten, deutlich 
zu; auch waren hier signifikante Einkommensverluste ftlr un- bzw. nur gering 
qualifizierte Personen die Normalität (vgl. Neyer und Seeleib-Kaiser 1995: 
18-21). Die zentrale Frage in diesem Zusammenhang ist, inwiefern Globali­
sierung fiir diese Veränderungen kausal verantwortlich ist. Von einigen Wirt­
schaftswissenschaftlern wird ein signifikanter Einfluß des Handels auf die 
Arbeitsmärkte bezweifelt und betont, daß die Arbeitsplatzverluste primär auf 
technologischen Wandel und unzureichende Produktivitätssteigerungen, etwa 
im Bereich der Dienstleistungen in den USA, zurUckzufilhren sind (Lawrence 
1994). Allerdings gehen diese Untersuchungen nicht der Frage nach, inwie­
weit der technologische Wandel durch den Außenhandel induziert worden 
ist. Frieden und Rogowski (1996: 33) argumentieren hingegen zutreffend: 

"Perhaps most importantly, international economic exposure stimulates domestic econo­
mic agents to adopt and adapt new technologies. In relatively c10sed national markets, 
incentives to innovate are limited by weak competition. Any firm selling into world mar­
kets, however, is forced to match its global competitors in technology, quality, and mar­
keting." 

Fazit: Die Globalisierung trifft die Arbeitsmärkte filr weniger qualifizierte 
Personen in den Industriestaaten des Nordens in zweifacher Hinsicht: zum 
einen direkt durch die Liberalisierung des Handels und dessen Zunahme, v.a. 
mit Ländern des Südens, und zum anderen indirekt du eh technologischen 
Wandel, der durch die Integration in den Weltmarkt mit bedingt ist. 

2. Obwohl Unternehmen seit jeher eine "privilegierte Stellung" im politi­
schen Prozeß "kapitalistischer Polyarchien" einnehmen (Lindbiom 1977: 
170-188), wird die Position des Kapitals bzw. der Unternehmen, zumindest 
transnationaler oder international mobiler Unternehmen, unmittelbar durch 
die Globalisierung weiter gestärkt. Es ist heute objektiv leichter, in andere 
Länder abzuwandern ("Exit") bzw. die theoretische Exit-Option gezieIter und 
mit mehr Nachdruck im politischen Prozeß einzusetzen ("Voice"), als es 
noch vor einigen Jahrzehnten der Fall war (vgl. Hirschman 1974). Selbstver­
ständlich hängt die Entscheidung eines Unternehmens bei der Standortaus­
wahl nicht nur bzw. nicht notwendigerweise von der Sozialpolitik und den 
damit eng zusammenhängenden Steuern und Lohnnebenkosten ab (vgl. auch 
Schubert 1990; Porter 1991: 93-154), wie es vielfach die tagespolitische 
Diskussion erscheinen läßt. Dennoch: Bei sonst gleichen oder annähernd 

gleichen Voraussetzungen - etwa der Verfiigbarkeit hinreichend vieler qual i-
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fizierter Arbeitskräfte, einer ausreichenden staatlichen Infrastruktur etc. 14 -

kann es für ein Unternehmen attraktiv sein, dorthin abzuwandern, wo die 
Kostenbelastung, u.a. durch Steuern und Sozialversicherungsbeiträge, niedri­
ger ist. Von daher gewinnt auch die Steuerpolitik zunehmend eine herausra­
gende Bedeutung: 

"Faced with the inconsistency of public attitudes toward taxing and spending, those 
governments that are best able to create more efficient or less visible tax structures are in 
the best position to expand the realm of public activity. In short, because spending is 
constrained by the need for revenues, the structure and design of a nation's tax system 
critically determines the level ofpublic spending." (Steinmo 1993: 195) 

Nachdem jedoch jede Standortverlagerung, vor allem aber eine Standortver­
lagerung größeren Stils, auch mit hohen Kosten verbunden ist, werden Un­
ternehmen versuchen, zunächst über" Widerspruch" auf die staatliche Politik 
Einfluß zu nehmen, d.h. dafür zu plädieren, die Unternehmens- und Kapital­
besteuerung zu senken. Gerade für diesen Bereich erscheint es wenig plausi­
bel anzunehmen, daß weniger sichtbare Steuerstrukturen unerkannt blieben. 
Apriori steht zu vermuten, daß die Unternehmen mit ihren Forderungen 
erfolgreich sein werden, nachdem, wie oben ausgeführt, bei fast uneinge­
schränkter Kapitalmobilität und einem liberalen Handelssystem der National­
staat sehr darauf achten muß, wie sich die Nachbarn im Regime des 
"subversiven Liberalismus" verhalten. Die Folge daraus ist, daß Einnahmen 
aus Kapitalbesteuerung sinken werden, "thereby limiting the scope for re­
distributing income away from capital to labor income" (Bovenberg 1994: 
284). 

Diese Entwicklung kann als Globalisierungsfalle der Wohlfahrtsstaaten be­
griffen werden: Zum einen treibt die Globalisierung über den Arbeitsmarkt -

gewissermaßen als mittelbares nationales Einfallstor der Globalisierung - die 
Arbeitslosigkeit bzw. atypische Beschäftigungsverhältnisse zumindest kurz­
und mittelfristig in die Höhe, was wiederum zu höheren sozialen Kosten 
führt, sofern es zu keiner Einschränkung der sozialen Standards kommt. Zum 
anderen wird es für den Nationalstaat auf grund der hohen KapitalmobiIität 
bzw. eines hohen MobiIitätspotentials zunehmend schwieriger, Steuern ein­
zutreiben, um die erhöhten sozialen Kosten zu fmanzieren. Er kann versu­
chen, auf die Besteuerung immobiler bzw. nur unzureichend mobiler Fakto­
ren - etwa des Faktors Arbeit - zurückzugreifen. Sollte der Staat seine 
"SteuerausfiUIe" über eine Anhebung der Lohnnebenkosten, d.h. vor allem 
der Sozialversicherungsbeiträge, kompensieren wollen, und stimmen die 
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Arbeitnehmer keinem entsprechenden Reallohnverlust zu, so setzt er damit 
die dem internationalen Wettbewerb ausgesetzten Arbeitsplätze einem er­
neuten Kostendruck aus, der entweder zu einer Verlagerung der Unterneh­
men oder zur Freisetzung der Produktivitätspeitsche fUhrt, mit der Folge, daß 
zumindest kurzfristig erneut Arbeitsplätze verloren gehen. Eine Entwicklung, 
wie sie in der Bundesrepublik seit geraumer Zeit öffentlich - gerade auch 

von Unternehmen - beklagt wird, nachdem jedoch zuvor die direkte Unter­
nehmensbesteuerung abgesenkt worden war. 

Grundsätzlich wäre eine Anhebung der regressiven Verbrauchssteuern 
ebenfalls eine Option, um die Finanzierung des Wohlfahrtsstaates sicherzu­
stellen (vgl. u.a. Scharpf 1996: 23); doch ist diese Steuerart nicht mit einem 
progressiven Verständnis von Wohlfahrtsstaatlichkeit in Einklang zu bringen. 
Auch wäre es möglich, Immobilien stärker zu besteuern. Doch eine höhere 
Grundsteuer wirkt sich ebenfalls negativ auf die Kosten von Unternehmen 
aus, so daß auch hier der Zugriff grundsätzlich begrenzt ist. Bei Mietwoh­
nungen kann eine stärkere Besteuerung sogar regressive Wirkungen aufwei­
sen, sofern diese auf die Mieter umgelegt werden kann. Schließlich wäre 
grundsätzlich ein stärkerer Zugriff auf Immobilien im Rahmen der Vermö­
gensbesteuerung und Erbschaftsbesteuerung möglich; in den USA erreicht 
beispielsweise das Aufkommen aus der Besteuerung immobilen Vermögens 
im Rahmen der Vermögensbesteuerung über 90 Prozent, wohingegen der 
Anteil in der Bundesrepublik nur bei etwa 35 Prozent liegt. 15 Fazit: Die Steu­
erautonomie wird zwar einerseits durch die Globalisierung eingeschränkt, 
andererseits verfUgen aber beispielsweise die USA und die Bundesrepublik 
Deutschland über unausgeschöpfte Potentiale, die die eingeschränkten Be­
steuerungsmöglichkeiten von Kapital und Arbeit "ausgleichen" könnten; ent­
sprechende Handlungsoptionen erscheinen jedoch auf grund endogener Fak­
toren nicht durchsetzbar, da sie eine Abkehr von dem jeweiligen Politikpfad 
bedeuten würden. 16 

Unterstellt man, daß die internationalen Kapitalmärkte, nationalen No­
tenbanken oder andere politische Akteure - auch aufgrund der ideologischen 

Dominanz des Fiskalkonservatismus - auf Dauer eine Ausweitung der staat­
lichen Defizitfinanzierung nicht zuließen, der Staat nicht in der Lage ist, das 
Steueraufkommen auf breiter Basis zu erhöhen, und er keine potenten Partner 
fUr eine (Re-)Institutionalisierung eines "neuen" multilateralen Regimes '7 

findet, das es sich zur Aufgabe stellt, dem "subversiven" Liberalismus Ein­
halt zu bieten, bliebe ihm gar keine andere Option, als mittel- und langfristig 
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staatliche Ausgaben einzuschränken - es käme zum Zuschnappen der Glo­
balisierungsfalle. 

5. Sozialpolitische Institutionen und 
Programme in der Globalisierungsfalle 

Die zentrale Frage, die sich aufgrund dieser Überlegungen stellt, ist, in wel­
chem Bereich der staatlichen Ausgabenpolitik die Globalisierungsfalle zu­
schnappt. Betrachtet man die Ausgabenstruktur der öffentlichen Haushalte in 
den OECD-Ländern, so wird offenkundig, daß in den Bereichen der Subven­
tionierung von Unternehmen und der Rüstungsausgaben, den Bereichen also, 
die die politische Linke tendenziell als potentielle Sektoren rur Einsparungen 
in ihrer Rhetorik benennt, ein - relativ betrachtet - geringes Einsparungs­
potential steckt (Oxley u.a. 1990: 44-46). Nachdem es sich in den genannten 
Sektoren zudem um "distributive" Politik handelt, d.h. um eine Verteilung 
staatlicher Gelder an eine scheinbar unbegrenzte bzw. nicht zu identifizieren­
de Anzahl von Empfängern bzw. um Ausgaben "zum Wohle der Allgemein­
heit" (vgl. Lowi 1972), erscheinen Einsparungen in diesen Bereichen, selbst 
wenn sie von ihrem Umfang her im Einzelfall und kurzfristig ausreichend 
sein sollten, um die neu entstehenden bzw. sich verschärfenden sozialen, v.a. 
arbeitsmarktpolitischen Verwerfungen hinreichend zu kompensieren, poli­
tisch nicht oder nur sehr schwer durchsetzbar. 

Somit bliebe dem Nationalstaat nur noch die Option, die Ausgaben fiir 
sozialpolitische Leistungen insgesamt abzusenken bzw. nicht weiter anstei­
gen zu lassen; dies muß nicht notwendigerweise zu einem Abbau sozialer 
Sicherung fuhren. Auch wäre es möglich, die durch die Globalisierung be­
dingte Begrenzung staatlicher Ressourcen als Chance für einen Umbau der 
sozialen Sicherung zu begreifen, etwa unter dem Motto "vom Wohlfahrts­
staat zur Wohlfahrtsgesellschaft" (Evers/Olk 1996). Da jedoch nicht zu er­
warten ist, daß sich ein solcher Paradigmenwechsel in einem big bang voll­
zieht, bleibt rur den Nationalstaat die Notwendigkeit bestehen. seine 
Ausgaben bzw. deren Anstieg strenger zu kontrollieren. Nachdem die unter­
schiedlichen Wohlfahrtsstaaten jedoch stark durch spezifische Institutionen 
geprägt sind und die Globalisierung nicht ungefiltert auf das soziale Siche­
rungssystem durchschlägt, erscheint es notwendig, die institutionellen Arran­
gements näher zü beleuchten. Kurz gesagt: "The main point is that the do-
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mestic political dynamics that have shaped the distinctive variants of the WS 
[welfare state] in the U.S. and Europe continue to operate" (Martin 1996: 
50). Allerdings bedarf diese Herangehensweise einer Differenzierung: zum 
einen ist die Filterung der Globalisierungsprozesse durch die sozio­
ökonomischen Institutionen oder auch Regime (hier die spezifischen Wohl­
fahrtsstaats- und die Arbeitsmarktregime ) zu analysieren. Hier geht es darum 
zu klären, inwieweit es zu Veränderungen der Kräfteverhältnisse bzw. Koali­
tionskonstellationen in bezug auf bestimmte Politiken kommt. Zum anderen 
ist die Problematik zu klären, wie diese dann in den formalen Institutionen 
des politischen Systems gefiltert werden, bevor es zu einer Veränderung von 
Normen kommt (vgl. auch GarrettlLange 1996: 50-54). Freilich ergeben sich 
in der Folge endogene Rückwirkungen (policy feedbacks) auf die institutio­
nellen Arrangements. 

Um die Bedeutung der sozio-ökonomischen Institutionen und Regime zu 
veranschaulichen, sei hier exemplarisch auf die jüngste Gesundheitsreform in 
den Vereinigten Staaten verwiesen. Zunächst einmal ist zu betonen, daß dort 
das Risiko Krankheit für Personen im erwerbstätigen Alter in der Regel über 
betriebliche oder private Krankenversicherungsvorkehrungen abgesichert ist, 
sofern sie nicht die Anspruchsvoraussetzungen für die staatliche Gesund­
heitsfürsorge (Medicaid) erfüllen bzw. über keinerlei Versicherungsschutz 
verfügen. Die zunehmende Internationalisierung der US-amerikanischen 
Wirtschaft setzte in den vergangenen Jahrzehnten bestimmte Branchen und 
Industrien einem erhöhten Wettbewerbsdruck aus. Dies hatte zur Folge, daß 
während der Bestrebungen zu Beginn der 90er Jahre, das US-Gesundheits­
wesen zu reformieren, Vertreter weltmarktorientierter Branchen und Indu­
strien, die ihren Beschäftigten und häufig sogar deren erwerbstätigen Ange­
hörigen Krankenversicherungsschutz boten, für die Einführung einer gesetz­
lichen Krankenversicherung, d.h. für einen Ausbau des Sozialstaates, 
eintraten. Der Grund hierfür war, daß sie dadurch von Kosten entlastet und 
die "Trittbrettfahrer", d.h. jene in der Regel kleinen und mittleren Unterneh­
men, die zum einen überproportional häufig keinen betrieblichen Kranken­
versicherungsschutz bieten und zum anderen der internationalen Konkurrenz 
entweder gar nicht oder in viel schwächerem Ausmaß ausgesetzt sind, bela­
stet worden wären (vgl. zur Gesundheitsreform Skocpol 1996). In anderen 
Worten: Kurz- und mittelfristig kann es je nach wohlfahrtsstaatlichem Regi­
metyp sogar seitens der international exponierten Unternehmen zu Forderun­
gen nach einem Ausbau des Sozialstaates kommen, sofern ein solcher fur 
diese Unternehmen Kostenentlastungen herbeiführt. 
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Betrachtet man nun die Ausgabenstruktur bestehender wohlfahrtsstaatli­
cher Leistungen, so fiillt auf, daß in der Regel für die Bereiche Rentenversi­
cherung und Gesundheitspolitik die größten Ausgaben anfallen. Um ein 
Beispiel zu nennen: In der Bundesrepublik beliefen sich die Ausgaben 1994 
für die Kategorien "Alter und Hinterbliebene" sowie "Gesundheit" auf schät­
zungsweise 24,2 Prozent des BIP, wobei die Sozialleistungsquote, unter 
Berücksichtigung dieser sowie aller anderen Leistungen, bei 33,3 Prozent des 
BIP lag (BMAS 1995: 7.2). Geringfügige Kürzungen von Leistungen in den 
genannten Bereichen würden somit beachtliche Einsparungseffekte bewir­
ken. Nun haben jedoch gerade auf dem politisch- bzw. historisch-institutio­
nalistischen Theorieansatz (vgl. Steinmo u.a. 1992; Schmidt 1993) aufbauen­
de Forschungsarbeiten gezeigt, daß beispielsweise in den USA und der Bun­
desrepublik diese Bereiche aufgrund ihrer institutionellen Verankerung im 
politischen System äußerst geschützt und stabil sindl8 bzw. diese Arrange­
ments sogar mit dem Begriff "gesellschaftliche Selbstregelung" (Mayntz und 
Scharpf 1995) charakterisiert werden können. 19 

Diese Charakterisierung trifft jedoch etwa auf die Arbeitsmarkt- und So­
zialhilfepolitik, zumindest in den USA und der Bundesrepublik Deutschland, 
nicht zu. Für die USA scheinen die Einbettung dieser Programme in die föde­
rale Staatsstruktur sowie die sich hieraus ergebenden Dynamiken, die bisher 
in der Forschung nur unzureichend aufgearbeitet worden sind, von besonde­
rer Bedeutung zu sein. Im Bereich der aktiven Arbeitsmarktpolitik auf Bun­
desebene herrscht eine derart große Fragmentierung hinsichtlich der Pro­
gramme sowie deren administrativer Zuständigkeit im Behördenapparat, daß 
selbst von einer schwachen Institutionalisierung nicht gesprochen werden 
kann. Obgleich formal Selbstverwaltungsorgane im Bereich der deutschen 
Arbeitsmarktpolitik vorhanden sind, die als Ansatzpunkte für eine stärkere 
Institutionalisierung verstanden werden könnten, muß spätestens seit Mitte 
der 70er Jahre eine Überlagerung dieser durch hierarchische und hoch politi­
sierte Entscheidungsverfahren konstatiert werden (vgl. zuletzt Heinelt 1994: 
67). Ähnliches scheint sich im Bereich der Sozialhilfepolitik abzuzeichnen 
(Leibfried 1995: 36). Aus den hier angeführten Beispielen wird deutlich, wie 
wichtig auch die formalen institutionellen Arrangements des politischen 
Systems bzw. das spezifische Politikfeld in bezug auf die Frage sind, in wel­
chen Bereichen die Globalisierungsfalle wohl am ehesten zuschnappen 
könnte. 

Auch wenn den Programmen zur Einkommenssicherung von Arbeitslo­
sen unbestreitbar noch immer in einem gewissen Umfang die Funktion der 
Systemstabilisierung kapitalistischer Industriestaaten, wie sie von Funktiona-
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listen unterschiedlichster Couleur in der Vergangenheit immer wieder betont 
wurde (vgl. u.a. Wilensky 1975; O'Connor 1974), zukommt, so muß doch, 
betrachtet man die soziale und sozialpolitische Entwicklung der vergangenen 
zwei Jahrzehnte, die Frage erlaubt sein, wieviel Wohlfahrtsstaatlichkeit zur 
Systemstabilisierung heute notwendig ist. Mit anderen Worten: wie hoch 
muß die "Risikoprämie rur die Beseitigung revolutionärer Zuckungen im 
Gesellschaftskörper" (Briefs 1929: 147) heute sein? Es drängt sich der Ein­
druck auf, daß es sich offenbar die von einer politischen "Kultur des Zufrie­
denseins" (Galbraith 1992) geprägten Industriestaaten leisten können, die 
W ohlfahrtsstaatlichkeit in gerade diesen Bereichen einzufrieren oder sogar 
einzuschränken, ohne das kapitalistische Wirtschaftssystem selbst zu gefähr­
den oder an Stabilität einzubüßen. Dies haben u.a. Studien zum Wahlverhal­
ten von Arbeitslosen (Schmidt 1989) und Armen (Rosenstone 1982) ein­
dringlich deutlich gemacht: soziale Exklusion, auch in größerem Umfang, 
fUhrt eben nicht notwendigerweise zu einer gefährlichen Systemdestabilisie­
rung, auch wenn es hin und wieder zu lokal begrenzten, aber durchaus äu­
ßerst brutalen sozialen Konflikten kommen mag, wie etwa in Los Angeles im 
Jahre 1992. 

Damit ist zumindest aus theoretischer Sicht die Frage beantwortet, in 
welchem Bereich des Wohlfahrtsstaates die Globalisierungsfalle zuerst zu­
schnappen könnte, nämlich bei den Programmen für Arbeitslose. Aus neo­
klassischer Sicht wäre diese Entwicklung nicht notwendigerweise negativ zu 
beurteilen, eher im Gegenteil, da durch Kürzungen eine Lohnflexibilisierung 
erreicht werden könnte, die sich positiv auf die Anpassungsfähigkeit der 
Arbeitsmärkte auswirken würde. Allerdings würden durch eine solche Politik 
zentrale Werte der sozialen Demokratie bzw. der historischen Konsense, die 
die Nachkriegszeit in den Industrieländem - zumindest bis in die 70er Jahre 

- prägten, über Bord geworfen werden. Zwar könnte man noch nicht allge­
mein von einem Paradigmenwechsel unter dem Motto "Vom Wohlfahrtsstaat 
zum Wettbewerbs staat" sprechen, aber für den Bereich der Arbeitsmarktpo­
litik träfe diese Einschätzung zu. 
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6. Ansätze einer empirischen Forschungsstrategie 

Ausgangspunkt künftiger empirischer Forschungsarbeit sollte eine eingehen­
de Analyse der (ökonomischen) Globalisierung sein, um die tatsächlichen 
und mitunter länderspezifischen politischen Auswirkungen dieser Entwick­
lung auf das jeweilige sozio-ökonomische Regime, politische System und 
letztendlich auf den Wohlfahrtsstaat untersuchen zu können. Schließlich 
kann man grundsätzlich davon ausgehen, daß eine sozio-ökonomische 
Schwächung eines politischen Akteurs oder einer Institution auch zu einer 
Schwächung seiner bzw. ihrer Rolle im politischen System fUhren wird. 
Allerdings muß hierbei der Versuch unternommen werden, klar zwischen 
"ökonomischer Realität" und "politischer Rhetorik" zu differenzieren (Hirst 
und Thompson 1996: 175-177). Erst nachdem die Gewinner und Verlierer 
der ökonomischen Prozesse im politischen System verortet sind, können die 
in den konflikttheoretischen und politisch- bzw. historisch-institutionalisti­
schem Ansätzen hervorgehobenen und die wohlfahrts staatliche Entwicklung 
in der Vergangenheit prägenden Faktoren in diesem neuen System auf ihre 
heutige Bedeutung untersucht werden, d.h. kann der Frage nachgegangen 
werden, inwiefern die Theorieansätze, die die wohlfahrtsstaatliche Entwick­
lung prägten, heute noch tragfiihig sind. 

Hinsichtlich der Überprüfung sozialpolitischer Veränderungen durch den 
Prozeß der Globalisierung ist die Wahl des Referenzzeitpunktes von aus­
schlaggebender Bedeutung. Grundsätzlich erscheint es sinnvoll, den Anfang 
bzw. die Mitte der 70er Jahre zu wählen, nachdem man davon ausgehen 
kann, daß der Wohlfahrtsstaat zu diesem Zeitpunkt in nahezu allen industria­
lisierten Ländern - aufgrund der nationalstaatlichen Handlungsautonomie in 
einem internationalen politisch-ökonomischen Regime des embedded libera­
lism - seine Blütezeit erreicht hatte. Wählt man etwa einen Zeitpunkt Ende 
der 70er oder in den 80er Jahren, so könnten wesentliche und von der Globa­
lisierung strukturierte Veränderungen unberücksichtigt bleiben (so etwa bei 
Pierson 1996). 

Eine weit schwierigere Frage ist die Bewertung von sozialpolitischen 
Veränderungen. Ist eine Absenkung einer Leistung in einem bestimmten 
Sozialprogramm um 5 Prozent eine gravierende Veränderung? Oder handelt 
es sich um eine gravierende Veränderung, wenn nunmehr nur noch 50 Pro­
zent des ursprünglichen Adressatenkreises leistungs berechtigt sind? Handelt 
es sich um gravierende Veränderungen, wenn durch politisches Nichthandeln 
neu entstandene soziale Problemlagen - wie etwa Langzeitarbeitslosigkeit -
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nicht bearbeitet werden, mit der Folge, daß ein steigender Anteil von Perso­
nen aufgrund sozio-ökonomischer Veränderungen zunehmend sozial ausge­
schlossen wird? Aus pragmatischen Erwägungen erscheint es zunächst sinn­
voll, die Variablen und Indikatoren zur Beurteilung zu wählen, die rur den 
Ausbau des Wohlfahrtsstaates herangezogen wurden. 

M.E. bietet das Konzept der "De-Kommodifizierung" von Esping­
Andersen (1990) einen guten Ansatzpunkt. Esping-Andersen schlägt als 
Indikatoren zur Messung des "De-Kommodifizierungsgrades" die Berechti­
gungskriterien sowie die Höhe des relativen Leistungsniveaus (income re­
placement) vor, da das ,,[de-commodifying] potential can clearly not be cap­
tured solely by social expenditure levels, but requires analysis of the rules 
and standards that pertain to actual welf are programs" (Esping-Andersen 
1990: 47). Aber genau hier liegt die Schwäche vieler quantitativ ausgerich­
teter Untersuchungen, wie etwa der jüngsten Studie von Garrett und Mitchell 
(1995) hinsichtlich des Zusammenhangs von Globalisierung und Einkom­
menssicherungsprogrammen. In dieser Studie wird der Indikator 
"Anspruchsberechtigung" vollkommen unberücksichtigt gelassen, und der 
Indikator "Leistungshöhe" wird im Verhältnis zur Inflation gemessen und 
nicht in Relation zur Entwicklung der Erwerbseinkommen bzw. des indivi­
duellen Erwerbseinkommens. Durch die Vernachlässigung einer Analyse der 
Berechtigungskriterien bleibt der Aspekt der Ausgrenzung aus Leistungspro­
grammen, nämlich das "implicit and explicit disentitlement" (Standing 1995: 
179-184), vollkommen unberücksichtigt; eine solche Analyse kann daher 
zwar begrenzte Aussagen über die Höhe der Sozialtransfers treffen, aller­
dings nicht über grundlegende Veränderungen des Wohlfahrtsstaates, die 
sich jenseits von Leistungshöhen abspielen. 

Doch erscheint auch eine auf die Variable "De-Kommodifizierung" be­
grenzte Vorgehensweise als nicht sehr befriedigend, weil sie eben das Di­
lemma der Beurteilung lediglich in einen systematischeren Rahmen setzt. 
Einen Ansatzpunkt fiir einen Ausweg aus diesem methodischen Dilemma 
könnte allerdings die Kategorisierung von Veränderungen entsprechend den 
bzw. in Anlehnung an die Vorschläge von Peter Hall (1993) bieten. Er unter­
scheidet Veränderungen erster, zweiter und dritter Ordnung. Um eine Verän­
derung erster Ordnung handelt es sich, sofern das setting der Instrumente, 
etwa die Berechnung der Inflationsanpassung, im Lichte neuer Erfahrungen 
und Kenntnisse verändert wird, wobei die Ziele und Instrumente unverändert 
bleiben. Um eine Veränderung zweiter Ordnung handelt es sich, wenn so­
wohl das setting als auch die Instrumente verändert werden, die Zielsetzung 
jedoch gleich bleibt. Schließlich kommen Veränderungen dritter Ordnung 
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äußerst selten vor; hierbei handelt es sich um eine umfassende Abkehr von 
früheren Politikansätzen in allen drei Dimensionen, nämlich dem setting der 
Instrumente, den Instrumenten selbst sowie der Hierarchie der Zielsetzungen. 

Bei Veränderungen erster und zweiter Ordnung, so Hall, handelt es sich 
um "normal policymaking", also eine Anpassung an veränderte Realitäten, 
ohne die übergeordneten Zielsetzungen einer Politik in Frage zu stellen. Bei 
einer Veränderung dritter Ordnung hat man es schließlich mit einem gänzlich 
anderen Prozeß zu tun, der sich sehr wahrscheinlich durch eine radikale Ver­
änderung des politischen Diskurses, einhergehend mit einem Paradigmen­
wechsel, auszeichnet (Hall 1993: 278-9). Zentraler Bestandteil eines solchen 
Paradigmenwechsels scheint eine Ortsverlagerung der jeweiligen Handlungs­
autorität im politischen System zu sein (Hall 1993: 291). Nachdem, wie be­
reits ausgeruhrt wurde, Veränderungen dritter Ordnung nur sehr selten anzu­
treffen sind, könnte es passieren, daß man bei einer Einengung des 
Beobachtungsfensters auf einen relativ kurzen Zeitraum entweder nur den 
normalen Politikprozeß, also Veränderungen erster und zweiter Ordnung, 
oder in seltenen Fällen Veränderungen dritter Ordnung einfangen kann. Von 
der Untersuchung ausgeschlossen bliebe die Summierung von Veränderun­
gen erster und zweiter Ordnung, die über den Zeitverlauf eine Veränderung 
dritter Ordnung darstellen könnte. Geht man davon aus, daß der gegenwärti­
ge Globalisierungsschub zu Beginn bzw. Mitte der 70er Jahre entfesselt wor­
den ist, so erscheint eine Untersuchung über den Zeitraum der zwei vergan­
genen Dekaden angebracht. 

Betrachtet man nun erneut Globalisierung und den Wohlfahrtsstaat, so 
wäre empirisch zu klären, ob es tatsächlich einen "Wandel vom Wohlfahrts­
staat zu einem Wettbewerbsstaat" (vgl. etwa Jessop 1994) gab, d.h. eine 
zunehmende Unterordnung der Sozialpolitik unter die vermeintlichen oder 
realen Anforderungen einer globalisierten Wirtschaft. Nachdem jedoch da­
von ausgegangen werden kann, daß sich ein solcher Wandel in Schritten 
vollzieht, die zunächst solche Sozialprogramme betreffen werden, die weder 
von vested interests noch durch eine starke politische Institutionalisierung 
geschützt sind, sollten diese genauer untersucht werden. In der Regel dürfte 
es sich im Einkommenssicherungsbereich, wie bereits begründet, um die 
Sozialhilfeprogramme rur als erwerbsfiihig erachtete Personen sowie um 
Leistungen aus der Arbeitslosenversicherung handeln. 

In diesen Programmen vollzog sich die Politikformulierung während des 
"goldenen Zeitalters" primär innerhalb von sozialpolitischen Netzwerken, 
deren Ziel es war, das Risiko Arbeitslosigkeit sozial erträglicher zu gestalten 
und somit die Ware Arbeit unter bestimmten Voraussetzungen von den 
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Marktprozessen zu entkoppeln ("De-Kommodiftzierung"). Daher könnte 
man von einer Veränderung dritter Ordnung oder einer gravierenden Verän­
derung des wohlfahrtsstaatlichen Arrangements dann sprechen, wenn zum 
einen nunmehr nicht mehr die soziale Abfederung, sondern die politische 
"Anpassung" der Einkommenssicherungsprogramme an die Erfordernisse 
des Marktes ("Re-Kommodiftzierung") im Vordergrund stünde, und diese 
zum anderen nicht primär von den Sozialpolitikern, sondern von Wirtschafts­
und Finanzpolitikern betrieben werden würde. D.h., um feststellen zu kön­
nen, ob sich eine gravierende Veränderung der Sozialpolitik vollzog, er­
scheint es überzeugend, neben der Variable De-Kommodijizierung auch die 
Variablen politischer Diskurs bzw. Deutungsmuster sowie Machtressourcen 
und damit einhergehende Machtverschiebungen eingehend in der Analyse zu 
berücksichtigen. Ein solcher Ansatz kann nur mittels qualitativer Untersu­
chungsmethoden umgesetzt werden; damit ist man auf eine Vielzahl von 
Fallstudien bzw. auf einen nur eine geringe Anzahl von Staaten berücksichti­
genden Vergleich angewiesen. Grundsätzlich böte sich ein Vergleich an, der 
die Analyse der Entwicklung in unterschiedlichen wohlfahrtsstaatlichen 
Regimetypen (vgl. u.a. Esping-Andersen 1990) zum Gegenstand hat. 

Anmerkungen 

Eine der Ursachen rur die mangelhafte Ausbildung einer umfassenden EU-Sozialpolitik 
mag darin zu suchen sein, daß es sehr schwer ist, funktionalistische oder moralische Argu­
mente rur ein System sozialer Sicherung oberhalb der national staatlichen Ebene erfolgreich 
zu instrumentalisieren (Offe 1991: 9-12). Streeck (1996) seinerseits betont die institutio­
nelle Dimension, die die Schaffung supranationaler Sozialpolitik auf europäischer Ebene 
nachhaltig einschränkt. 

2 Zunehmend scheint es auch einen Substitutionsprozeß besser qualifizierter Personen in den 
Industriestaaten des Nordens durch Arbeitnehmer im Süden zu geben. Das wohl bekannte­
ste Beispiel sind die Erfolge der indischen Computerindustrie (vgl. u.a. Fischermann 
1995). 

3 Vgl. zur Veränderung auf den Arbeitsmärkten u.a. den provokanten Essay von Rifkin 
(1995). 

4 Grob gesprochen unterscheiden sich die Portfolio-Investitionen von den Direktinvestitio­
nen dadurch, daß sie in der Regel kurzfristig angelegt werden und nicht darauf zielen, ei­
nen bedeutenden unmittelbaren Einfluß auf das Unternehmen auszuüben, wohingegen Di­
rektinvestitionen wie folgt verstanden werden ,,[FDI] reflects the objective of obtaining a 
lasting interest by a resident entity in one economy in an enterprise resident in another 
economy." (IMF Balance-of-Payments Manual, 5th Edition, Chap. XVIII, zit. n. OECD 
1994: 117). Ein "Iasting interest" wird in der Regel als I O-prozentige Beteiligung definiert. 
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5 Der Rückgang der DI zu Beginn der 90er Jahre kann sicherlich zum Teil mit dem Kon­
junktureinbruch erklärt werden. Der Rückgang der PI wird mit Unsicherheiten auf den in­
ternationalen Anleihemärkten begründet (Bank rur internationalen Zahlungsausgleich 
1995: 137-141) 

6 Von zentraler Bedeutung rur die Aufhebung der Kapitalverkehrskontrollen war der Druck 
seitens der Firnen, diese zu umgehen bzw. Standortverlagerungen vorzunehmen (Goodman 
und Pauly 1993). Allerdings darf die Bedeutung staatlichen HandeIns in diesem Prozeß 
nicht unterbewertet werden. Helleiner (1994: 101-145) hebt hervor, daß es aufgrund des 
Widerstandes v.a. der Vereinigten Staaten nicht möglich war, die im System von Bretton 
Woods vorgesehenen "kooperativen Kontrollen" des Kapitalverkehrs auszuhandeln. Die 
Position der USA war maßgeblich bestimmt durch die Attraktivität des US-Finanzmarktes 
in einem liberalisierten internationalen Finanzsystem. In der Folge waren die Policy­
makers in Europa und Japan gezwungen, ebenfalls ihre Kapitalkontrollen zu liberalisieren, 
um Unternehmensverlagerungen und Kapitalflucht zu verhindern. Die Herausbildung eines 
"supra-staatlichen" G-IO-Zentralbankregimes trug des weiteren entscheidend dazu bei, 
durch staatliches Eingreifen, in diesem Fall sind es die Vertreter der Zentral banken, das 
globale Finanzsystem in Krisen zu stabilisieren (Helleiner 1994: 169-191). 

7 Im Bereich der Globalisierung des Kapitalverkehrs spielen zunehmend institutionelle 
Investoren, wie etwa Versicherungen und Investmentfonds, eine bedeutende Rolle, was je­
doch nicht bedeuten soll, daß transnationale Unternehmen an diesem Spiel nicht beteiligt 
wären (vgl. Neyer und Seeleib-Kaiser 1995: 8-9). 

8 V gl. auch die qualitativen Darstellungen hinsichtlich der unterschiedlichen Unternehmens­
strategien in Bamet und Cavanagh 1994. 

9 Von 103 untersuchten Staaten boten lediglich vier Staaten keinerlei solche fiskalischen 
Anreize. 

10 Diese basierten darauf, daß staatliche Regulierung der Märkte in den industrialisierten 
Ländern u.a. auf grund der Erfahrungen der 20er und 30er Jahre mehrheitsflihig geworden 
war. 

11 "The essence of embedded Iiberalism, ... , is to devise a form of multilateralism that is 
compatible with the requirements of domestic stability. Presumably, then, governments so 
committed would seek to encourage an international devision of labor which, while multi­
lateral in form and reflecting some notion of comparative advantage (and therefore gains 
from trade), also promised to minimize socially disruptive domestic adjustment costs as 
weil as any national economic and political vulnerabilities that might accrue from interna­
tional functional differentiation." (Ruggie 1982: 399, Hervorhebungen im Original). 

12 Pfaller u.a. (1991) beschränkten sich in ihrer Analyse auf den möglichen Zusammenhang 
von Wettbewerbsflihigkeit der verarbeitenden Industrie und dem Ausmaß an Wohlfahrts­
staatlichkeit in den 1980er Jahren; sie ließen allerdings den Aspekt der Kapitalmobilität 
unberücksichtigt und übersahen somit einen rur die Finanzierung nationaler Wohlfahrts­
staaten zentralen Faktor. 

13 So ist es plausibel anzunehmen, daß es ohne den modemen Wohlfahrtsstaat politisch viel 
schwieriger gewesen wäre, die staatlichen Maßnahmen zur Liberalisierung des Handels in 
den westlichen Gesellschaften durchzusetzen. Als Beispiel aus den USA sei hier die Verab­
schiedung des Trade Expansion Act im Jahr 1962 erwähnt. Die Gewerkschaften hatten es 
damals zur Bedingung rur ihre Zustimmung gemacht, daß im Rahmen dieses Gesetzes auch 
das Trade Acijustment Assistance, ein Qualifizierungsprogramm rur Arbeiter, die durch 
ausländische Konkurrenz arbeitslos geworden sind, aufgenommen wurde. 

14 Nach der Bildungsexpansion und einer Verbesserung der Infrastruktur in einer Vielzahl 
von süd-ostasiatischen Staaten sowie nach der Implosion des "real existierenden Sozialis-



100 Jahrbuch für Europa- und Nordamerika-Studien 1 

mus" in Mittel- und Osteuropa stehen transnationalen Unternehmen bestimmter Branchen 
in diesen Ländern Standortbedingungen zur Verfilgung, von denen sie vor einigen Jahr­
zehnten nur hätten träumen können (vgl. u.a. Jungnickel 1995: 69 f.). 

15 Eigene Berechnungen auf der Grundlage der Angaben der OECD (1995b: lll; 149). Das 
Aufkommen der Vermögensbesteuerung liegt in den USA bei 3,4 und in Deutschland bei 
1,1 Prozent des BIP (OECD 1995b: 83). 

16 In diesem Zusammenhang sei auf die erfolglosen Versuche verwiesen, in den USA eine 
nationale Mehrwertsteuer einzufilhren (vgl. Steinmo 1993: 143-4); im Hinblick auf die 
Bundesrepublik sei auf die jüngsten Entscheidungen des BVerfD hinsichtlich der Nichtbe­
steuerung von Eigenheimen mit durchschnittlichem Wert verwiesen. 

17 Zu denken wäre hier u.a. an die Besteuerung des internationalen Kapitalverkehrs (Tob in 
Tax). Allerdings erscheint die Einfilhrung einer solchen internationalen Besteuerung sehr 
unwahrscheinlich, nachdem zu viele Staaten involviert wären, so daß allein die Kompro­
mißbildung bereits äußerst schwierig wäre und die Anreize seitens des Staates, sich nicht 
an die Vereinbarung zu halten, sehr groß wären. Es bedürfte einer effektiven Durchsetzung, 
die jedoch bereits in anderen Politikfeldern, etwa im Falle der Vereinbarungen der ILO, auf 
internationaler Ebene kaum zu gewährleisten ist. Vgl. zur Diskussion dieser und weiterer 
wirtschafts- und sozialpolitischer Optionen Neyer und See leib-Kaiser (1995: 21-26) sowie 
Falke in diesem Band. Auch sei auf die erfolglosen Versuche einer Koordinierung bzw. 
Harmonisierung der Kapitalbesteuerung innerhalb der EU verwiesen (Dehejia und Gen­
schel 1996). 

18 V gl. etwa die Arbeiten zu dem amerikanischen und deutschen Rentenversicherungs­
(Derthick 1979; Nullmeier und Rüb 1993) oder Kranken(ver)sicherungssystemen 
(Slessarev 1988; Döhler und Manow 1995). 

19 Hinzu kommt, daß es sich bei diesen Politikfeldern um eine Absicherung von Risiken 
handelt, bei denen eine "allgemeine Problembetroffenheit" (Heinelt 1993: 309) vorliegt 
und von daher ihre Erhaltung unter der Bevölkerung in den verschiedensten Wohlfahrts­
staaten einen sehr hohen Unterstützungsgrad aufweist (Döring 1994; Papadakis und Bean 
1993). 
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